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Im II . Stücke des Reichsgesetzblattes vom Jahre 1878 ist unter Nr . 8 die Verordnung
des Handelsministeriums im Einvernehmen mit dem Ministerium des Innern vom 8 . Jänner

1878 , womit , inErgänzung und theilweiser Abänderung der in Punkt 3 der

Vorbemerkungen zu dem Aichgebühren - Tarife vom 19 . December  1872 ( R.
G . Bl . Nr . 171 ) enthaltenen Bestimmungen , die den Aich bedien steten bei

Vornahme von Aichungen außerhalb des Aichamtes und für die technische

Assistenzleistung bei polizeilichen Revisionen zukommenden Gebühren fest¬
gesetzt werden , enthalten.

Knndmachttttg dcö medel 'dsterreichischm LandeöanSschnjses vom 10 . December
1877 , Z . 9530 , an die uiederösterreichischen Schubstatwnen,

betreffend die Unterstützung der mit Zwangspatz Abgeschobenen.

(Landesgesetzblatt vom 30 . Jänner 1878 , Nr . 1 .)

Nach § . 3 des Reichsgesetzes vom 27 . Juli 1871 , R . G . Bl . Nr . 88 , erfolgt die
Abschiebung entweder

rr) durch Vorzeichnung des von dem Abgeschobenen in bestimmten Fristen und Stationen

zurückzulegenden Weges mittelst Zwangspasses ( gebundener Marschroute ) ;
d) durch zwangsweise Beförderung unter Begleitung von Wachorganen mittelst Schubes.

Die «ul , a bezeichnte Art der Abschiebung mittelst Zwangspasses war bisher in Nieder¬

österreich überhaupt nur rücksichtlich jener Individuen zulässig , welche genügende Mittel zur

Heimreise besaßen , da den mit Zwangspässen Abgeschobenen Hierlands keine Unterstützung aus
dem Landesfonde verabreicht wurde.

Diese Beschränkung wird nunmehr in Folge des vom niederösterreichischen Landtage in
der letztabgewichenen Session gefaßten Beschlusses fallen gelassen und können vom 1 . Jänner

1878 angefangen bei Vorhandensein der übrigen Bedingungen mit Zwangspässen auch mittellose

Individuen , welchen in diesem Falle die nothwendige Unterstützung zu verabreichen ist , abge¬
schoben werden.

Nachdem das Reichsgesetz vom 27 . Juli 1871 bezüglich der Frage , in welchen Fällen

die Abschiebung mittelst Schubes und in welchen Fällen die Abschiebung mittelst Zwangs-

Passes stattzufinden hat , im § . 3 nur die Weisung ertheilt , daß die Anwendung des Schubes
so lange zu vermeiden ist , als der Zweck desselben durch die Ertheilung eines Zwangspasses

erreicht werden kann , so wird sich in jedem einzelnen Falle nur nach genauer Erwägung aller

dabei obwaltenden Verhältnisse beurtheilen lassen , ob im gegebenen Falle von einer Person die

stricte Einhaltung der im Zwangspasse vorgezeichneten Route mit Grund zu erwarten ist und

daher der beabsichtigte Zweck mittelst des Zwangspasses erreicht werden kann oder ob die Ab¬
schiebung mittelst Schubes anzuwenden ist.

Der Landesausschuß hält es dabei nicht für überflüssig , insbesondere aufmerksam zu
machen , daß die Abschiebung mittelst Zwangspasses , sowie mittelst Schubes nur aus einem

der im § . 1 des Reichsgesetzes vom 27 . Juli 1871 angegebenen Gründe erfolgen darf , daß
nach § . 4 dieses Gesetzes die Abschiebung einer Person mittelst Zwangspasses oder Schubes

nur auf Grund eines rechtskräftigen Erkenntnisses der competenten Behörde stattfinden darf,

daß jedem solchen Erkenntnisse die Feststellung der Zuständigkeit und des gesetzlichen Grundes
zur Abschiebung oder Abschaffung vorausgehen muß , und daß hievon dem Landesausschusse

des Heimatslandes die Anzeige zu machen ist , sowie daß nach § . 1 , Absatz 2 des nieder¬

österreichischen Landesgesetzes vom 15 . December 1871 , L. G . Bl . Nr . 43 , gegen Ausländer
2 *



18

nur die im § . 5 des Reichsgesetzes vom 27 . Juli 1871 aufgeführten Behörden die Schub-

erkenntnisfe (das sind die Erkenntnisse auf Abschiebung mittelst Schubes und Zwangspaffes)
zu fällen berufen sind.

Sobald ein auf Abschiebung mittelst Zwangspaffes lautendes Erkenntniß rechtskräftig
geworden ist , so ist , wenn die fragliche Person eigene Mittel zur Heimreise hat , nach der

bisherigen Uebung vorzugehen und sich der dermalen im Gebrauche stehenden Zwangspaß¬
formularien zu bedienen . Die Anweisung einer Unterstützung entfällt in diesem Falle.

Handelt es sich dagegen um eine unbemittelte Person , so ist der Zwangspaß ( gebundene

Marschroute ) auf den zu diesem Behufe neu aufgelegten Formularen , in welchen die Anweisung
einer Unterstützung ausdrücklich ausgesprochen ist , auszusertigen.

Diese Unterstützung besteht darin , daß den mittellosen , mit Zwangspaß in ihre Hei¬
mat Verwiesenen von Seite der niederösterreichischen Schubstationen je nach der Tageszeit,

zu der sie sich melden , gleich den Schüblingen die Mittags - oder Abendverpflegung verabreicht
wird , und daß sie während der Nacht in den Schublocalitäten beherbergt werden.

Für die Mittagsverpflegung wird eine Vergütung von zwanzig , für die Abendver¬

pflegung von zehn Kreuzern und für die Nachtherberge von zwanzig Kreuzern per Person
bestimmt.

Diese Unterstützung ist aus den Schubverlagsgeldern zu bestreiten und in den Schub¬
rechnungen zu verrechnen.

Was die allfälligen Regieauslagen für die mit Zwangspaß Abgeschobenen und die für
selbe vor der Fällung des Erkenntnisses auf Abschiebung mittelst Zwangspasses auflaufenden
Verpflegskosten betrifft , so bleibt bezüglich der Bestreitung derselben das niederösterreichische

Landesgesetz vom 25 . Juni 1875 , L. G . Bl . Nr . 46 , maßgebend , eine Vergütung hiefür
wird aus dem Landessonde , wie auch bisher , nicht geleistet.

Nachdem die Auslagen für die an mittellose Zwangspäßler nach obiger Bestimmung

vorschußweise verabreichten Unterstützungen ebenso wie die eigentlichen Schubkosten , bezüglich
der nach fremden Kronländern zuständigen Individuen von den betreffenden Landesfonden

ganz , bezüglich der in Niederöfterreich Heimatsberechtigten im Falle ihrer Zahlungsfähigkeit
gleichfalls ganz , im Falle ihrer Zahlungsunfähigkeit aber von den betreffenden nieder-

österreichischen Heimatsgemeinden mit einem Fünftel dem niederösterreichischen Landesfonde
zurückzuersetzen sind ; so ist es für die niederösterreichische Landesbuchhaltung behufs In¬

anspruchnahme des Rückersatzes und Verfassung der Abrechnungen von größter Wichtigkeit
zu wissen , wie viel im Ganzen ein Zwangspäßler in Niederösterreich an Unterstützungen er¬
halten hat.

Zu diesem Behufe hat diejenige niederösterreichische Schubstation , welche auf Grund des

rechtskräftigen Erkenntnisses den Zwangspaß für eine mittellose Person ausfertigt , zugleich eine
Kostennachweisung anzulegen , wobei sich der für eigentliche Schüblinge diesfalls im Gebrauch

stehenden Drucksorte zu bedienen ist , die Nachweise so weit thunlich auszufüllen und die Be¬
träge für die nach der obigen Anordnung verabreichte Unterstützung einzusetzen.

Da den aus fremden Kronländern mit Zwangspässen instradirten mittellosen Personen,

sobald sie aus ihrer Route Niederösterreich passiren , gleichfalls die oben normirte Unter¬

stützung zu verabfolgen ist , so hat diejenige niederösterreichische Einbruchsschubstation , an
welche sich zuerst um eine Unterstützung gewendet wird , ebenfalls die Kostennachweisung an¬
zulegen.

Die Kostennachweisungen , welche den mittellosen Zwangspäßlern mit dem Zwangspasse

von der instradirenben niederösterreichischen Schubstation , beziehungsweise von der niederöster¬
reichischen Einbruchsschubstation eingehändigt werden , und in welche die niederösterreichischen

Schubstationen die Beträge für die verlangte und verabreichte Unterstützung einzutragen haben,
müssen bezüglich der nach fremden Kronländern zuständigen Individuen in den betreffenden
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niederösterreichischen Ausgangsschubstationen , rücksichtlich der Niederösterreicher aber in jener

niederösterreichischen Schubstation , welche der Heimatsgemeinde des Zwangspäßlers zunächst

liegt , zurückbehalten und mit der vierteljährigen Schubrechnung anher vorgelegt werden.
Die letzte niederösterreichische Schubstation , welche der Heimatsgemeinde eines nieder¬

österreichischen Zwangspäßler zunächst liegt , hat auch von der Heimatsgemeinde die Ver-

mögensnachweisungen (da nicht ausgeschlossen ist , daß eine mittelst Zwangspasses instradirte

mittellose Person in ihrer Heimat die Mittel zur Bezahlung der aufgelaufenen Unterstützung

besitzt , beziehungsweise Zahlungspflichtige und zahlungsfähige Verwandte hat ) abzuverlangen
und der Schubrechnung anzuschließen.

Den Zwangspaß selbst behält der Instradirte bis zum Eintreffen in seine Heimats¬
gemeinde , wo ihm derselbe abgennmmen und unter Bestätigung der Uebernahme des Jnstra-

dirten an die Behörde zurückgesendet wird , welche den Zwangspaß (gebundene Marschroute)
ausgefertigt hat.

Sollte der Zwangspaß binnen einer angemessenen Frist nicht an die instradirende

Behörde zurückkommen , so ist die Einsendung desselben bei der Heimatsgemeinde zu betreiben.

Die niederösterreichischen Schubstationen , welche in Gemäßheit dieser Kundmachung den
mit Zwangspaß Versehenen eine Unterstützung verabreichen , haben zur Begründung ihres Er¬
satzanspruches den Tauf - und Zunamen des Betheilten , den Ort , Bezirk und das Land seiner

Zuständigkeit , das Datum und die Zahl des Zwangspaffes , die Behörde , von welcher der

Zwangspaß ausgefertigt wurde , den Betrag für die verabreichte Mittags - oder Abendverpflegung,

beziehungsweise für die Nachtherberge rc. rc. in das für eigentliche Schüblinge in Verwendung
stehende Schubstationsprotokoll in fortlaufender Ordnung einzutragen , und die Rubriken des¬
selben überhaupt , soweit thunlich , auf das genaueste auszufüllen , wobei insbesondere bemerkt

wird , daß der Vergütungsbetrag für die Nachtherberge , insolange nicht besondere Drucksorten

aufgelegt werden , in der Rubrik : „ Regiekostenbeitrag " einzustellen ist . In gleicher Weise

sind auch die Rubriken der Kostennachweisung auszufüllen und der Zwangspaß auf der Rück¬
seite zu vidiren.

An den rücksichtlich der Abschiebung mittelst Schubes geltenden Vorschriften wird durch
diese Kundmachung nichts geändert.

Kundmachung des mederöfterreichischen Landesausschuffes vom 22 . December
1877 ,

betreffend die mit Allerhöchster Entschließung vom 7. September 1877 genehmigte Aende-
rung der § § . 4 — 10 des Statutes für die niederösterreichische Landes - Gebär - und Findet-

anstatt zu Wien.

(Landesgesetzblatt vom 30 . Jänner 1878 , Nr . 2 .)

d) Direction.

§ . 4.

Die unmittelbare Leitung der Anstalt in allen nicht rein administrativen Angelegenheiten
ist dem verantwortlichen Director übertragen , der die Anstalt den Behörden und dem Publicum

gegenüber , insofern dies nicht durch den Landesausschuß oder durch andere von demselben be¬
stimmte Organe geschieht , repräsentirt.

Derselbe wird von dem Landesausschusfe ernannt und unterliegt der Bestätigung Seiner

Majestät des Kaisers . Der Director erledigt alle laufenden Geschäfte nach Maßgabe der
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betreffenden Instruction , hat in dringenden Fällen die nöthigen Vorkehrungen unter seiner
Verantwortung selbst zu treffen und die nachträgliche Genehmigung des Landesausschusses

einzuholen . Er ist insbesondere auch für die Aufrechthaltung der Ordnung und Disciplin in
der Anstalt verantwortlich . Als Stellvertreter des Directors fungirt der rangsälteste Abthei-

lungsvorstand.
c) Verwaltung.

§ . 5.

Die unmittelbare Leitung in rein administrativen Angelegenheiten steht dem ersten Ver¬

waltungsbeamten (Verwalter ) zu . Diese Angelegenheiten sind : Die Cassaführung , das ge¬
summte Verrechnungswesen , einschließlich der Correspondenz über die Einbringung der Ver-

pflegsgebühren und der Evidcnzhaltung derselben , die Evidenzhaltung der Pflegeparteien und
Pflegekinder samml der bezüglichen Correspondenz , dann die Beistellung der Kost und der
verschiedenen Naturalien innerhalb der betreffenden Vorschriften , endlich die Erhaltung der
Gebäude , Gärten , sowie des gesummten Inventars in einem ordnungsmäßigen Zustande.

Für diese Angelegenheiten ist der Verwaltungsbeamte allein verantwortlich . Er ist

jedoch verpflichtet , den Weisungen des Directors in Allem , was die gesammte Verpflegung der
in der Anstalt Ausgenommenen betrifft , innerhalb des Voranschlages nachzukommen und ihm

die gewünschten Anskünste zu ertheilen.

Abhaltung von Conferenzen.

8- 6.
Sämmtliche Abtheilungsvorstände (Professoren , Primarärzte ) treten unter Leitung des

Directors zu der von ihm angegebenen Zeit zu Conferenzen zusammen . In derselben werden

alle wichtigen , die Anstalt betreffenden Angelegenheiten , alle Vorkommnisse und Wahrnehmungen
besprochen , sowie Vorschläge über die Behandlung und Verpflegung der in die Anstalt Auf¬

genommenen und über die Administration der Anstalt gemacht , endlich Anträge zur Förderung
der wissenschaftlichen Zwecke erstattet . Diese Conferenzen werden regelmäßig in jedem Monate
einmal und außerdem so oft abgehalten , als der Direktor es für nothwendig findet oder zwei

Mitglieder darauf antragen.
Ueber die Sitzungen sind Protokolle zu führen und sind diese letzteren in Abschrift dem

niederöstcrreichischen Landesausschusse vorzulegen.

Der Direktor kann auch andere Anstaltsärzte ( Hausärzte , Secundarärzte ) und die Ver¬

waltungsbeamten der Anstalt zur regelmäßigen oder zeitweisen Theilnahme an den Conferenzen
einladen . Wenn es sich bei denselben um rein administrative Angelegenheiten handelt , ist der

erste Verwaltungsbeamte (Z. 5 ) jedenfalls beizuziehen . Die Verwaltungsbeamten haben der
geschehenen Einladung Folge zu geben und über alle vom Director gestellten Fragen die ent¬

sprechenden Auskünfte zu ertheilen.

Abtheilungsvorstände und subalterne Aerzte.

8. 7-
Als Abtheilungsvorstände fungiren die Professoren der Kliniken gleich den Primarien,

der Primär der Zahlabtheilung des Gebär - und der Primär des Findelhauses.
Diese sind für alle Vorkommnisse an ihren Abtheilungen verantwortlich und daher

sind auch die subalternen Aerzte , die Hebammen und das Wartepersonal ihnen unmittelbar

untergeordnet.
Der Vorschlag für die Professoren der Geburtshilfe erfolgt , wie bisher , von Seite des

medicinischen Professorencollegiums , die Ernennung nach gepflogenem Einvernehmen des
hohen Unterrichtsministeriums mit dem niederösterreichischen Landesausschusse durch Seine
Majestät.
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Bei Ernennung der Primarärzte , welche nicht Professoren sind , wird der Vorschlag vom
Director an den Landesausschuß erstattet.

Die Ernennung der Assistenten bleibt wie früher auf Vorschlag des betreffenden Pro¬

fessors dem medicinischen Professorencollegium überlassen , wird aber jedesmal von demselben

dem Landesausschusse zur Kenntniß gebracht.

Die Ernennung der Secundarärzte auf die Dauer von zwei Jahren und die Verlän¬

gerung ihrer Dienstzeit auf weitere zwei Jahre findet über Vorschlag des betreffenden Primar¬

arztes und des Directors durch den Landesausschuß statt.

Hebammen und Aufseherin im Gebär - und Findelhause.

Z. 8.
1 . Die Oberhebammen und die Aufseherin im Gebär - und Findelhause werden nur

auf drei Jahre ernannt , und können nach Wohlverhalteu auf Antrag des bezüglichen Abthei-

luugsvorstandes Verlängerung ihrer Dienstzeit erhalten . Die Vorschläge zur Ernennung oder
Verlängerung der Dienstzeit werden von dem betreffenden Abtheilungsvorstande durch die
Direktion an den Landesausschuß gerichtet.

2 . Hilfshebammen an der Gebärklinik für Aerzte , die zeitweilig angestellten Aushilfs¬
hebammen an der Gebärklinik für Hebammen und die Helferin an der Zahlabtheilung werden

vom betreffenden Abtheilungsvorstande ernannt und durch die Direction dem Landesausschusse

zur Kenntniß gebracht.
Wartepersonale.

§ . 9.

1 . Die Wärterinnen werden vom ärztlichen Vorstande der bezüglichen Abtheilung aus¬

genommen , indem die Verwaltung ein Verzeichniß solcher Personen verlegt , welche sich zu dieser
Dienstleistung angemeldet haben.

2 . Der ärztliche Vorstand ist auch zur Entlassung der Wärterinnen aus seiner Abtheilung

berechtigt.
3 . Derselbe hat die Aufnahme und Entlassung einer Wärterin , sowie auch den Grund

der Entlastung dem Director zur Kenntniß zu bringen.
4 . Zur Entlassung einer Wärterin ist auch der Director berechtigt , doch ist der betref¬

fende Abtheilungsvorstand früher davon zu verständigen und ist demselben auch der Grund
der Entlassung bekannt zu geben.

5 . Der Verwalter hat das Recht , die Entlassung einer Wärterin bei der Direction zu

beantragen.
6 . Ob eine von einer Abtheilung entlassene Wärterin vom Verwalter wieder in Vor¬

merk genommen werden darf , entscheidet die Direction.
7 . Der Verwalter führt ein Protokoll über die Conduite aller an der Anstalt bediensteten

Wärterinnen.

Allgemeine Normen.

§ . 10 .

Für sämmtliche in der Anstalt bedienstete Landesbeamte und Diener sind die für solche

bestehenden und noch zu erlassenden Vorschriften ( Dienstpragmatik , Pensionsnormale u . s. w .)

maßgebend . Die dem Director sowie den übrigen Aerzten , Beamten und Dienern obliegenden
Geschäfte werden durch besondere Instructionen vorgeschrieben.

Insbesondere wird bestimmt , daß dem Director und den übrigen Aerzten der Anstalt

unter der Voraussetzung , daß der Dienst der Anstalt darunter nicht leidet , zwar gestattet ist,

die Consiliarpraxis auszuüben und Kinder sowie Impflinge in Familien zu behandeln , welche

die Verpflegung von Kindern , Findlingen oder Impflingen nicht als Erwerbsgeschäft betreiben,



22

daß denselben jedoch untersagt ist , selbst Privatkinder - oder Impfanstalten zu halten , Kinder,

Findlinge oder Impflinge in Absicht eines geschäftsmäßigen Erwerbes in Privatverpflegung

zu sich zu nehmen oder mit bestehenden Impfanstalten oder anderen mit Privatverpflegung
von Kindern , Findlingen oder Impflingen sich befassenden Geschäftsunternehmungen , in wie

immer Namen habende auf Erwerbszwecke gerichteten Beziehungen zu treten . Das Rechts¬

und Pflichtenverhältnis der klinischen Professoren und Assistenten der Geburtshilfe zu der

Anstalt wird durch besondere , mit dem hohen Unterrichtsministerium zu vereinbarende Be¬

stimmungen festgestellt.

Erlaß der k. k. n . ö. Statthalterei vom 23 . December 1877,

I . 39 . 149 , M . Z . 3249/IV,
betreffen - die Art der Verwendung und Ueberschreibung von Stempetmarken.

Laut Erlasses des hohen k. k. Ministeriums des Innern vom 11 . d . Mts ., Z . 17 .062,

hat das hohe k. k. Finanz -Ministerium über eine diesfalls gestellte Anfrage mit dem Erlasse
vom 26 . November v . I ., Z . 26 .442 , Folgendes zu bemerken gefunden:

Nach Z. 3 der Verordnung vom 28 . März 1854 , hat bei Urkunden und Schriften,

welche nicht unter die im Z. 4 dieser Verordnung bezeichnten gehören , die Ueberschreibung der
Stempelmarken derart stattzufinden , daß von der Schrift wenigstens eine Zeile über die Marke

unter dem Stempelzeichen im farbigen Felde in gerader Linie fortläuft . In den Worten:

„wenigstens eine Zeile " liegt schon offenbar die Bestimmung , daß nicht blos eine Zeile , sondern

auch mehrere über den Raum unter dem Stempelzeichen geschrieben werden können . Bei den

Marken der Emissionen in den Jahren 1854 bis 1870 , befand sich das Stempelzeichen in
einem farbigen durch Naturdruck mit einer Zeichnung versehenen Felde im oberen Theile der
Marke und erst im Jahre 1865 wurde noch die Beidruckung des Geldbetrages bei den Marken
unter 1 fl. und im Jahre 1870 die weitere Beisetzung der Jahreszahl bei allen Marken in dem

Raume unter dem Stempelzeichen angeordnet . Seit dem Jahre 1875 ist an die Stelle des

Feldes mit dem Stempelzeichen das Bildniß Seiner Majestät in Medaillonform getreten , an
dessen beiden Seiten die Stempelwerthe ersichtlich gemacht sind.

Es muß daher gegenwärtig jener Theil der Marke , auf dem sich das Bildniß Seiner

Majestät befindet , da er nebst dem Hauptbilde noch die anderen wesentlichen Merkmale enthält,
nämlich den Stempelwerth und die Unterscheidung der Stempelclasse durch den verschiedenen

Farbendruck , als das eigentliche Stempelzeichen betrachtet werden , während die Beisetzung des
Geldbetrages und die Jahreszahl im unteren Theile der Marke nur zur größeren Deutlichkeit
dient , daher dieser Theil nur ein nebensächliches Criterium repräsentirt.

Demzufolge ist der obere Theil der Marke mit dem Hauptbilde ( als eigentliches Stempel¬
zeichen ) von der Ueberschreibung freizuhalten , da die Marken an dieser Stelle später entweder

durchzuschlagen oder zu durchkreuzen sind , dagegen können in dem Raume unter dem Stempel¬

zeichen so viele Zeilen geschrieben werden , als im Zusammenhänge mit dem übrigen Texte der
Urkunde ordnungsmäßig Platz finden.

Man findet es übrigens bei der Anordnung des Erlasses vom 10 . März 1855

(V . -Bl . Nr . 16 ) zu belassen , wonach , sobald die Marke im unteren Felde vorschriftsmäßig

überschrieben ist , deshalb , weil etwa eine weitere Zeile des Textes über das Stempelzeichen

geschrieben erscheint , wenn sonst kein Bedenken obwaltet , die Marke als vorschriftswidrig ver¬
wendet nicht zu betrachten ist.
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Was nun den Vorgang beim Vorkommen stempelgebrechlicher Quittungen anbelangt , so

ist zu unterscheiden , ob das Stempelgebrechen

a.) in einer factischen oder beabsichtigten Verkürzung des Stempelgefälles ( als in der Ent¬

richtung einer zu geringen Gebühr oder in der gänzlichen Unterlassung der Gebühren¬

entrichtung , Verwendung von unechten oder doppelt gebrauchten Marken rc .) oder

5 ) blos in einer Außerachtlassung der Vorschriften über die Art und Weise der Befestigung
und Ueberschreibung der Stempelmarken besteht.

Ist das erstere der Fall , so ist nach Z . 92 des Gebühren -Gesetzes und den Erlässen

vom 21 . August 1866 und 22 . December 1876 die Aufnahme eines Befundes das Folgerichtige.

Was nun den zweiten Punkt anbelangt , so bestimmt der § . 14 der Verordnung vom

28 . März 1854 die Fälle , in welchen die Stempelmarken als nicht vorhanden , die Urkunden

somit als nicht gestempelt zu betrachten sind.
Nachdem über eine nicht gestempelte Urkunde der Befund aufzunehmen wäre , müßte dies

auch in den vorerwähnten Fällen stattfinden.
In den unter Punkt 1 bis 5 des Z . 14 bezeichneten Fällen hat indeß in der That eine

Stempelentrichtung stattgefunden . Daß dieselbe nicht in der vorgeschriebenen Weise geschah,

hat seinen Grund gewöhnlich nicht in einer böswilligen Absicht , als vielmehr in der Unkenntniß

oder Fahrlässigkeit des Publikums , die zwar allerdings eine strafbare Handlungsweise , aber

doch nicht auf gleiche Stufe mit einer eigentlichen Gefällsverkürzung zu stellen ist.
Von dieser Anschauung wurde daher auch bei den Erlässen vom 10 . März 1855 , Z . 10 .362,

(V . -Bl . 16 ) und vom 15 . März 1865 , Z . 1235 ( V .-Bl . 12 ) ausgegangen und darin an¬
geordnet , daß trotz vorschriftswidriger Ueberschreibung einer Stempelmarke , von der nochmaligen
Forderung der ordentlichen Gebühr abzugehen ist, wenn sonst keine Bedenken oder Verdacht¬

gründe obwalten.
Die Bemerkung der Finanz -Landesdirection , daß das Stempelgebrechen einer Quittung

für sich allein die Verweigerung der Liquidirung nicht begründen könne , wäre wohl richtig,

wenn die Nichtliquidirung mit einer gänzlichen Aufhebung des Rechtsanspruches gleichbedeutend
wäre . Aber bei den hier in Rede stehenden Fällen trifft dies nicht zu , indem die Erfüllung

des Rechtsanspruches nicht aufgehoben , sondern nur bis zu dem Zeitpunkte verschoben wird,
wo auch der Form in Absicht auf den diesfalls zu verwendenden Stempel Genüge geleistet wird.

In Beziehung auf die bei den Cassen zur Liquidirung producirten Quittungen und anderen

derartigen Documente , findet daher das Finanz -Ministerium mit Rücksicht auf die vorbezogenen

Vorschriften , dann den § . 19 der Zusammenstellung der Cassenmanipulations -Vorschriften , ferners
behufs Vereinfachung und Beschleunigung des Liquidationsgeschäftes analog mit dem im tz. 81

des Gebührengesetzes für Eingaben vorgezeichneten Vorgänge zu gestatten , daß beim Vorkommen

von stempelgebrechlichen , d. h . solchen Quittungen , welche zu gering gestempelt sind , oder zwar
mit unbedenklichen Stempelmarken im classenmäßigen Betrage , jedoch ohne vorschriftsmäßige

Ueberschreibung versehen erscheinen , derartige Quittungen nicht zu liquidiren , sondern den
Parteien nach vorheriger vorschriftsmäßiger Durchstreichung der Stempelmarke und Beisetzung

der Anmerkung:
„Nicht liquidirt wegen . . . . " (zu gering oder vorschriftwidrig entrichteter Stempel¬

gebühr u . s. w .) mit der entsprechenden Belehrung zurückzustellen sind ; diese Anmerkung hat

zum Zwecke , daß bei dem allfälligen späteren Ansuchen der Partei um Auswechslung der auf
der nicht liquidirten Quittung befindlichen Stempelmarken Anhaltspunkte über die Zulässigkeit

derselben vorhanden sind.
Sollte eine Partei aber aus der Liquidirung solcher Quittung bestehen , so ist dieselbe,

wenn sonst kein anderes Bedenken obwaltet , nicht zu verweigern , gleichzeitig aber der Befund

nach der im Erlasse vom 22 . December 1876 , Z . 19 .930 , enthaltenen Vorschrift aufzunehmeu

und darin das Ansuchen der Partei kurz anzumerken.
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Wird eine stempelgebrechliche Quittung nicht zurückgestoßen , sondern ohne Befundaufnahme

liquidirt und dies erst nachträglich bei der Censur entdeckt , so ist ein Anstand im Wege des
Rechnungsprocesses zu erheben und es fällt dem schuldtragenden liquidireuden Beamten der

Ersatz zur Last.
Wenn jedoch hinsichtlich der Stempelmarken -Verwendimg der Verdacht wiederholten Ge¬

brauches derselben oder einer anderen Gefällsverkürzung oder strafbaren Handlung entsteht , so

ist im Sinne des Erlasses vom 22 . December 1876 , Z . 19 .930 vorzugehen , beziehungsweise
unter Anschluß der Quittung die Anzeige zu erstatten . Hievon wird der Magistrat zur Dar-

nachachtung hiemit in die Kenntniß gesetzt.

Erlaß der k. k. n . ö. Statthaltern vom 26 . December 1877 , Z . 39 .045,
M . Z . 14 .312,

betreffend die Revision der Mititärbesreiungs - beziehungsweise Mititärenttaffungs-
Ansprüche.

Im Nachhange zu den hierämtlichen Erlässen vom 18 . September l . I ., Z . 28 . 118
und vom 8 . October l . I . , Z . 30 .551 , wird dem Wiener Magistrate zu Folge Erlasses des

hoh -' n k. k. Ministeriums für Landesvertheidigung vom 3 . December 1877 , Z . 16 .310/3404,

Folgendes bekannt gegeben:
1 . Insoferne anläßlich der nach Punkt 6 des citirten Erlasses im Monate November

zu vollziehenden Revision der Befreiungs - beziehungsweise Entlassungsansprüche allfällig die Con-
statirung der Erwerbsfähigkeit männlicher Angehörigen der aus dem Heere oder aus der Landwehr
entlassenen , und der Ersatzreserve oder der Landwehr zur Evidenthaltung überwiesenen Wehr¬

pflichtigen stattzusinden hat , was nur selten der Fall sein kann , nämlich nur dann , wenn es
sich um die erste Untersuchung handelt , so sind die betreffenden Angehörigen bei der nächsten

regelmäßigen Stellung der ambulanten Stellungscommission vorzuführen.
2 . In jenen Fällen , in welchen die diesjährige Prüfung der Nachweise über den Fort¬

bestand der Befreiungs - beziehungsweise der Entlassungstitel bereits vor dem Monate November

stattgefunden hat , ist von der Vornahme einer neuerlichen Prüfung in diesem Jahre Umgang

zu nehmen.
Schließlich wird bei dem gegebenen Anlasse noch beigefügt , daß der Eingang des vor¬

letzten Alinea ' s des Erlasses vom 18 . September v . I ., Z . 28 . 118 II , richtig nachstehend zu

lauten hat , und zwar : „ Es sind daher die Evidenz -Registerauszüge schon im Monate September"
seitens der u . s. w.

Erlaß der k. k. Finanz -Landesdireetwn ln Wien , vom 11 . Jänner 1878,
Z . 38 .685 , M . Z . 17 .812/XX,

in Betreff der Stempelung von protokollarischen Raten - oder Fristgesuchen Seitens der
Steuerrückständner.

Da man wiederholt die Wahrnehmung gemacht hat , daß die über mündliches Ansuchen

von Steuerrückständnern um Bewilligung von Raten oder Fristen zur Abstattung ihrer Steuer¬

rückstände aufgenommenen Protokolle häufig mit keiner Stempelmarke versehen werden , so sieht
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Z . 19 .494 , in Erinnerung zu bringen.
Hiebei wird in Erinnerung gebracht , daß nach H. 71 , Punkt 5 des Gebührengesetzes die

betreffenden , die Protokolle ausnehmenden Beamten für die Stempelgebühr haften.

Erlaß des k. k. Statthalters von Niederösterreich vom »8 . Jänner 1878,
Nr . 222 , M . Z . 21 .295,

betreffen - den Gebrauch von arsenhaltigen Farben Seitens der Lebzelter.

Bei einer hierländigen Gerichtsbehörde wurde von der Staatsanwaltschaft gegen mehrere

Lebzelter die Anklage erhoben , weil dieselben auf Märkten Maaren (roth candirte Herzen und

grün aufgelegte Stangen ) verkauft haben , die bei der chemischen Untersuchung sich als arsen¬

haltig (mit Fuchsin und Schweinfurter Grün belegt ) erwiesen.

Bei dem Umstande , als mir dieselbe Thatsache im abgelaufenen Jahre aus einem anderen

Bezirke angezeigt wurde und bei der weiteren Verfolgung auch die Quelle vorgefunden wurde,
aus der die bezüglichen Lebzelter die Farbmasse zum Belegen ihrer Maaren bezogen hatten,

fordere ich Euere Wohlgeboren hiemit auf , das Augenmerk auf diese Gattung von Gewerbs-

leuten , resp . auf deren Maare zu lenken und bei dem eventuellen Vorfinden zu beanständender

derartiger Maare unter gleichzeitiger entsprechender Amtshandlung die Anzeige anher zu erstatten.

Erlaß der k. k. » . v. Statthalter « vom 21 . Jänner 1878 , Rr . 1520,
M . Z . 25 .170,

betreffend die amtliche Behandlung von mangelhaften aus dem Auslande eintangenden ^
Civitstandsurkunden.

Laut des Erlasses des Ministeriums des Inuern vom 8 . Jänner 1878 , Nr . 17 .699 hat

das kais. und königl . Ministerium des Aeußern Anlaß genommen , darauf hinzuweisen , daß nicht
selten aus dem Auslande Clvilstaudsurkunden (insbesondere Todtenscheine ) über österreichische

Staatsangehörige einlangeu , bezüglich welcher wegen Mangels wichtiger oder genauer Daten

in Bezug auf Name und Heimat , die Zugehörigkeit der betreffenden Person nicht ermittelt werden
kann , daß hiernach diese Urkunden wieder in das Ausland zurückgesendet werden , und dieselben,

da deren Berichtigung nicht mehr erzielbar erscheint , für die Angehörigen , die in die Lage kommen

können , aus diese Documente gestützt , Rechtsansprüche zu erheben , oder überhaupt von denselben

Gebrauch zu machen , häufig gänzlich verloren gehen.

Zur Beseitigung dieses Uebelstandes hat sich das k. k. Ministerium des Innern mit

dem k. k. Ministerium für Cultus und Unterricht und dem k. k. Justizministerium dahin geeinigt,

daß sämmtliche aus dem Auslande einlangende Civitstandsurkunden solcher österr . Staats¬

angehöriger , deren Zugehörigkeit nach vorhergehender Nachforschung nicht

zu constatiren ist , und welche Urkunden daher ihrer Bestimmung nicht zu¬

geführt werden können,  behufs Evidenthaltung derselben im Ministerium des Innern

gesammelt und aufbewahrt werden , und daß zur Erreichung des Zweckes dieser Aufbewahrung
von Jahr zu Jahr eine Veröffentlichung des Verzeichnisses der aufbewahrten Urkunden durch

die amtlichen Zeitungen der einzelnen Länder erfolge.
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Von dieser Anordnung werden die politischen Bezirksbehörden zur Kenntnißnahme und
Darnachachtung mit dem Beifügen in die Kenntniß gesetzt , daß hiedurch , wie oben bereits an*

gedeutet ist , in den vorkommenden Fällen die Einleitung eingehender Nachforschungen keineswegs
ausgeschlossen ist , daß vielmehr diese Erhebungen , so lange deren Erfolglosigkeit nicht unzweifelhaft
ist , fortzusetzen , und daß Todtenscheine . wenn irgend ein Anhaltspunkt gegeben ist , stets den
Gerichten zur Durchführung ihrer abhandlungsbehördlichen und allfälligen pstegschaftlichen Ob¬

liegenheiten zuzumitteln sind . Erst dann , wenn die eindringlich zu pflegenden Nachforschungen

zu keinem Erfolge führten , sind die betreffenden Urkunden zur weiteren Aufbewahrung hieher
einzusenden.

Erlaß der l , k, » . ö. Statthaltern vom 24 . Jänner 1878 , Z . 942,

M . Z . 27 .350,
in Betreff des Normalzeitpunktes , in welchem die den Militärbefreinngs - oder Militär-

rntlaffungstitet begründenden Momente zu beurtheiten stnd.

Aus Anlaß vorgekommener Zweifel rücksichtlich des Normalzritpunktes , in welchem der

Stand der den Befreiungs - oder Entlassungstitel begründenden Momente zu beurtheilen ist,
hat das hohe k. k. Ministerium für Landesvertheidigung , zu Folge Erlasses vom 28 . De-
cember 1877 , Z . 17 .677 , einvernehmlich mit dem k. k. Reichs -Kriegsministerium , der k. k. Statt¬

halterei bekannt gegeben , daß es durchaus unstatthaft ist , Wehrpflichtige des Befreiungs - respective
des Emlassungstitels aus dem Grunde verlustig zu erklären , weil deren Brüder mit dem nächst¬

folgenden 31 . December zur Uebersetzung in die Landwehr gelangen , indem der im Einver¬

nehmen mit dem k. k. Reichs -Kriegsministerium ergangene hierämtliche Erlaß vom 6 . Sep¬
tember 1877 , Z . 12 .498/2545 II ., ausdrücklich festfetzt , daß der Monat November den

normalen Zeitpunkt bildet , in welchem die Befreiungs - und Entlasfungstitel , beziehungsweise der

Stand der dieselben begründenden Familienverhältnisse u . s. w . zu beurtheilen sind.

Hievon wird der Magistrat mit Beziehung auf den hierämtlichen Erlaß vom 18 . Sep¬
tember 1877 , Z . 28 .118 in die Kenntniß gefetzt.
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Gemeinderaths - BeschlMe.
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Vom 15 . Jänner 1878 , Z . 6181.

Der Gemeinderath beschließt , aus Anlaß der erfolgten Penfionirung des Stadtgarten-
Directors vr . Siebeck:

1. Die Gartenangelegenheiten sind nach dem Magistratsantrage in eigener Regie fort¬
zuführen und spricht sich der Gemeinderath gegen die Verpachtung aus;

2 . der bisherige Obergehilfe Weiß wird vorläufig , unter permanenter Controle und
Exponirung eines Buchhaltungsbeamten , mit der provisorischen Fortführung der Gartenange¬
legenheiten und Gartengeschäfte betraut;

3 . zur definitiven Besetzung der Stelle eines Stadtgärtners (nicht Gartendirectors ) ist
ein Concurs auszuschreiben und hat der Magistrat bezüglich der diesfälligen Concursbedingungen
sofort Vorschläge zu erstatten.

Vom 22 . Jänner 1878 , Z . 255.

Der Gemeinderath beschließt, in Betreff der Modalitäten für die Ausschreibung eines
Concurses zur Besetzung der Stadtgärtnerstelle  den Magistrat zu beauftragen , sofort
einen öffentlichen Concurs in der üblichen Weise , unter Festsetzung eines Einreichungstermines
von vier Wochen und unter den nachfolgenden Bestimmungen auszuschreiben:

1 . Die Bezüge des Stadtgärtners bestehen in einem Jahresgehalte von 2000 fl., der
Naturalwohnung im Reservegarten sammt freier Beheizung derselben , einem jährlichen Wagen¬
pauschale von 250 fl. und einem jährlichen Kanzleipauschale von 30 fl.

2 . Die Bewerber um diese Stelle haben den Nachweis über die österreichische Staats¬
bürgerschaft , d. i. die Angehörigkeit zu einem der im Reichsrathe vertretenen Königreiche und
Länder (Z. 1, Abs. 3 Dienst .-P .), sowie der für diese Stelle erforderlichen wissenschaftlichen
und Fachbildung beizubringen ( Z. 10 Dienst -Pragmatik ) .

3 . Die Bestellung des Stadtgärtners erfolgt für die Dauer der ersten zwei Jahre pro¬
visorisch. Derselbe wird nach Ablauf dieses Provisoriums und im Falle er sich in dieser Eigen¬
schaft bewährt , definitiv angestellt und wird ihm bei der eventuellen Penfionirung dieses zwei¬
jährige Provisorium in seine Dienstzeit eingerechnet.

4 . Wenn sich während dieses Provisoriums der Stadtgärtner zur Bekleidung dieser Stelle
als nicht geeignet erweist, kann derselbe vom Gemeinderathe seines Dienstes enthoben werden
und erhält , den Fall einer Dienstesresignation oder Pflichtverletzung ausgenommen , wenn seine
Entlassung innerhalb des ersten Jahres erfolgt , eine Abfertigung von 500 fl., im zweiten Jahre
eine Abfertigung von 1000 fl.

Bezüglich der Verwerthung der Grasnutzung in den unter der Leitung des Stadtgärtners
stehenden Gartenanlagen sind vom Magistrate neuerliche Vorschläge zu erstatten.
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III.

Magistrats -Verordnungen und Verfügungen.

Zur Beschleunigung der Bemessung und Einhebung der Canaleinmündungsgebühren hat

der Magistrat folgende Beschlüsse gefaßt:
1 . Im Bauconsense ist die Verpflichtung des Baubewerbers zur Zahlung der Canalein¬

mündungsgebühr als Reallast  auszusprechen ; .
2 . im Falle ein Hauptcanal schon besteht und daher die Einmündung des Hauscanales

stattfinden kann , somit auch die Daten zur Bemessung der Canaleinmündungsgebühr vorhanden

sind , ist die so gl ei che Bemessung derselben nach erfolgter Anzeige über den Beginn des
Hausbaues vorzunehmen und der diesbezügliche Zahlungsauftrag an die Partei zu erlassen.

(Magistratsbeschluß vom 24 . Jänner 1878 , M .-Z . 242 .414 .)

Redigirt und heranSgegeben vom Magistrate . — Wien , gedruckt bei Carl Gerold 's Sohn.
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